
 

Stadt Osnabrück         24.04.2020 
Der Oberbürgermeister 
 
 

 
21. Infektionsschutzrechtliche Allgemeinverfügung  

zur Beschränkung von sozialen Kontakten im öffentlichen Bereich angesichts der 
Corona-Epidemie und zum Schutz der Bevölkerung vor der Verbreitung des 

Coronavirus SARS-CoV-2 auf dem Gebiet der Stadt Osnabrück 
 

Gemäß § 28 Abs. 1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG), § 14 Abs. 1 S. 1, Abs. 6 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit § 2 Abs. 
1 Nr. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst (NGöGD) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Niedersächsisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG) und § 35 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG) wird folgende Allgemeinverfügung erlassen:  

 
 

1. Besucherinnen und Besucher von Verkaufsstellen, Einkaufscentern und 
Einrichtungen nach § 3 Nrn. 6 und 7, mit Ausnahme von Buchst. k der 
Niedersächsischen Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem 
Corona-Virus vom 17. April 2020 (Nds. GVBl. Nr. 10/2020, S. 74ff.), sowie 
Personen, die als Fahrgast ein Verkehrsmittel des Personenverkehrs und die 
hierzu gehörenden Einrichtungen, wie zum Beispiel Haltestellen und 
Aufenthaltsbereiche am Gleis, nutzen, sind verpflichtet, eine textile Barriere 
als Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen.  
 

2. Private Personenkraftwagen sowie private und gewerbliche Lastkraftwagen 
sind keine Verkehrsmittel des Personenverkehrs im Sinne der Nr. 1. 
 

3. Eine Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des Absatzes 1 ist jede textile 
Barriere, die aufgrund ihrer Beschaffenheit geeignet ist, eine Ausbreitung von 
übertragungsfähigen Tröpfchenpartikeln durch Husten, Niesen und 
Aussprache zu verringern, unabhängig von einer Kennzeichnung oder 
zertifizierten Schutzkategorie; geeignet sind auch Schals, Tücher, Buffs, aus 
Baumwolle oder anderem geeignetem Material selbst hergestellte Masken 
oder Ähnliches. 
 

4. Personen, für die aufgrund von Vorerkrankungen, zum Beispiel schwere 
Herz- oder Lungenerkrankungen, wegen des höheren Atemwiderstands das 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht zumutbar ist, sind von der 
Verpflichtung nach Nr. 1 ausgenommen. 
 

5. Von der Verpflichtung nach Nr. 1 sind Kinder bis zur Vollendung des 6. 
Lebensjahres ausgenommen. 
 

6. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft 
und ist bis zum Ablauf des 06. Mai 2020 gültig. 
 

7. Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar, § 28 Abs. 3 i. V. 
m. § 16 Abs. 8 IfSG. Eine Anfechtungsklage hat somit keine aufschiebende 
Wirkung. 



 

Begründung: 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung beruhen auf einem Runderlass gemäß § 3 
Abs. 1 Nr. 1, Satz 3 NGöGD des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 
vom 16.03.2020 (Az. 401.41609-11-3) und der Niedersächsischen Verordnung zum 
Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-Virus vom 17.04.2020 (Nds. GVBl. S. 74-78). 
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Absatz 1 IfSG. Nach Satz 1 hat 
die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden 
oder sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, 
soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten 
erforderlich ist. Nach Satz 2 kann die zuständige Behörde Veranstaltungen einer größeren 
Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 
genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen; sie kann auch 
Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder von ihr 
bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt 
worden sind. 
 
Die Stadt Osnabrück ist nach § 14 Abs. 1 S. 1, Abs. 6 NKomVG in Verbindung mit § 2 
Abs. 1 Nr. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 NGöGD zuständige Behörde im Sinne des 
Infektionsschutzgesetzes und gemäß § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG für den Erlass von 
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten 
zuständig. 
 
Über die Regelungen der Niedersächsischen Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen 
mit dem Corona-Virus vom 17.04.2020 hinaus wird jede Person zum Tragen einer 
Alltagsmaske an den genannten Orten verpflichtet. 
 
Die Erkenntnisse zu den genauen Übertragungswegen des SARS- CoV-2 Virus sind noch 
begrenzt. Allerdings sind die Übertragungswege eng verwandter anderer Coronaviren gut 
bekannt. Der wichtigste Übertragungsweg ist eine sogenannte Tröpfchen-Infektion, bei der 
die Coronaviren von infizierten Menschen oder Tieren über Tröpfchen in die Luft 
abgegeben und anschließend eingeatmet werden. 
 
Mit der Regelung orientiert sich die Stadt Osnabrück an den Empfehlungen des Robert-
Koch-Institutes (RKI) vom 15.04.2020. Neben den bisherigen Maßnahmen stellt das 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung einen zusätzlichen Baustein dar, die 
Ausbreitungsgeschwindigkeit von COVID-19 zu verringern. 
 
Das RKI empfiehlt das Tragen der Mund-Nasen-Bedeckung in bestimmten Situationen im 
öffentlichen Raum. Hierdurch können infektiöse Tröpfchen, die durch Husten, Niesen und 
Sprechen ausgestoßen werden, abgefangen werden. Zwar schützt das Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung nicht den Träger selbst, das Risiko andere Personen 
anzustecken, wird verringert (Fremdschutz). 
 
Mehrlagiger medizinischer Mund-Nasen-Schutz und medizinische Atemschutzmasken 
müssen dringend dem medizinischen und pflegerischen Personal vorbehalten bleiben. Der 
Schutz dieser Personengruppen ist von großem gesamtgesellschaftlichen Interesse. Die 
knappen zertifizierten Schutzausrüstungsgegenstände sollen dem Gesundheits- und 
Pflegebereich vorbehalten bleiben. 
Daher wird für die Bevölkerung jeder Schutz anerkannt, der aufgrund seiner 
Beschaffenheit geeignet ist, eine Ausbreitung von infektiösen Tröpfchen zu verringern. 
Eine Kennzeichnung oder Zertifizierung ist nicht erforderlich. Um die Beschaffungswege 



 

für die Bevölkerung einfach zu gestalten, sind aus Baumwolle etc. selbst hergestellte 
Masken, aber auch Schals und Tücher ausreichend. 
Im Zuge der Lockerung der Beschränkungen ist mit einem weiteren Anstieg der Infizierten 
zu rechnen. Das Tragen einer Alltagsmaske trägt dazu bei, das Infektionsrisiko zu senken. 
Angesichts des angestrebten Ziels der Aufrechterhaltung der Gesundheitsversorgung für 
die Gesamtbevölkerung ist die Maßnahme auch verhältnismäßig. 
 
Die notwendigen und differenzierten Maßnahmen zur Kontaktreduzierung in allen 
Bereichen der Gesellschaft dienen der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des 
derzeit durch das Influenza-Geschehen hoch beanspruchten Gesundheitssystems über 
einen absehbar längeren Zeitraum hinaus. Für die stationären und teilstationären 
Einrichtungen muss der notwendige Spielraum geschaffen werden, um die erforderliche 
Leistungsfähigkeit für die zu erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im 
Intensivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 Erkrankte zu sichern. Dies kann 
nur durch eine Verringerung der infizierten und behandlungsbedürftigen Patienten erreicht 
werden. Die Belastung des Gesundheitswesens wird maßgeblich durch die eingeleiteten 
Gegenmaßnahmen beeinflusst. Neben Maßnahmen der Isolierung, Quarantäne und der 
sozialen Distanzierung ist die Verpflichtung zum Tragen einer Alltagsmaske zu ergreifen 
und durchzusetzen. 
 
Die Einschränkung der persönlichen Handlungsfreiheit steht den erheblichen 
gesundheitlichen Gefahren im Falle einer unkontrollierten Verbreitung des Virus 
gegenüber. Des Weiteren besteht die Gefahr einer schwerwiegenden Überlastung des 
Gesundheitssystems. In der Abwägung überwiegen die Rechtsgüter des Lebens und der 
körperlichen Unversehrtheit des Einzelnen und des Gesundheitsschutzes der 
Bevölkerung. Die Verpflichtung zum Tragen einer Alltagsmaske ist daher im engeren 
Sinne verhältnismäßig. 
 
Neben dem Tragen einer Alltagsmaske sind die weiteren Verhaltensempfehlungen des 
RKI weiterhin zu beachten, insbesondere eine gute Händehygiene, das Einhalten von 
Husten- und Niesregeln und das Abstandhalten (mindestens 1,5 Meter). 
 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben (§ 
41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG). Sie ist bis einschließlich Mittwoch, den 06. Mai 2020 befristet. 
Die Allgemeinverfügung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 
Eine Klage gegen diese Allgemeinverfügung hat keine aufschiebende Wirkung. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Osnabrück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück erhoben werden. 
Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Osnabrück, Hakenstr. 15, 49074 
Osnabrück die aufschiebende Wirkung gem. § 80 Abs. 5 VwGO ganz oder teilweise 
anordnen. 
 
Osnabrück, den 24.04.2020 
 
 
 
 
Wolfgang Griesert 
Oberbürgermeister 


